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Dachverband der SED-Opfer fordert:
“SED-Juristin Wille darf nicht Intendantin des MDR werden“

Die juristische Direktorin des MDR, Karola Wille, soll nach Willen des Verwaltungsrats neue 
Intendantin des Senders werden.
Karola Wille trat als 18jährige „mit Überzeugung“ in die SED ein. Bis zum Ende der DDR nutzte 
sie das sozialistische Recht als Waffe im Klassenkampf, verteidigte Sozialismus und SED, die 
ihre Karriere beförderte. 
Eine Entscheidung des Rundfunkrats über die Personalie steht noch bevor.

Hierzu meint Rainer Wagner, Bundesvorsitzender des Dachverbands der SED-Opfer:

“ Frau Wille darf nicht Intendantin des MDR werden. Diese Kandidatin ist unwürdig und
ungeeignet für den Intendantenstuhl. 
Wir haben nicht für Freiheit und Recht gekämpft, damit in den demokratischen Institutionen
des Rechtsstaats SED-Karrieristen und Wendehälse wie Frau Wille sitzen. Wir appellieren an 
die Mitglieder des Rundfunkrats, nicht dem Votum des Verwaltungsrats zu folgen.“

Frau Wille wurde in der DDR Juristin. Sie studierte - von der SED ausgewählt - in Jena, dem 
Ort, wo die Bürgerrechtler Jürgen Fuchs, Roland Jahn, Lutz Rathenow und Siegfried Reiprich
aus politischen Gründen von der Universität geworfen wurden. Nun weigert sie sich, zu Ihrer 
Vergangenheit Stellung zu nehmen.

Rainer Wagner meint dazu weiter:

“Der MDR hat Aufklärung und Transparenz versprochen? Eine Intendantin, die ihre 
DDR-Vergangenheit verdunkelt, würde da beim besten Willen nicht passen. Der Rundfunkrat
hat nun die Chance zu beweisen, dass es der MDR mit seinem Versprechen ernst meint.“
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